
PDS in Berlin – Dezember 2004

Kalenderblatt:
Dezember 1989

SED-PDS: Auflösen oder Erneuern?

Auf dem Weg zur PDS wurden im 

Dezember 1989 entscheidende Schritte 

gegangen. Ein besonders wichtiger war 

die Emanzipation der SED-Basis von ihrer 

einst so allmächtigen Führung. Dieser 

Prozess fand am Abend des 2. Dezember 

seinen Höhepunkt. 

An diesem Tag kam es zu einer großen 

Protestdemo der Berliner SED-Basis vor 

dem Haus des ZK, die von dessen Be-

harrungs- und Verhinderungsstrategie die 

Nase voll hatte. Eigentlich sollte deshalb 

ein Ultimatum an die SED-Spitze ergehen, 

sich sofort und ernsthaft der Krisenbewälti-

gung sowie dem Demokratisierungsbegeh-

ren zu stellen. Doch bald wurde erneut klar, 

dass die SED-Führung dazu nicht willens 

und fähig war. Durch ihr Festhalten an den 

alten Machtmustern war sie endgültig zum 

Feindbild für Bevölkerung und SED-Basis 

geworden. So wurde denn auch bald der 2. 

Dezember von massiven Rücktrittsforde-

rungen an ZK und Politbüro dominiert.   

Der Rücktritt erfolgte einen Tag später. 

Es wurde ein Arbeitsausschuss zur Vorbe-

reitung des Außerordentlichen Parteitages 

eingesetzt. Auch dieser war gegen den Wi-

derstand der Führung erzwungen worden, 

die erst eine Parteikonferenz und dann den 

Sonderparteitag zu verhindern versucht 

hatte. Doch die Basis bestimmte jetzt das 

innerparteiliche Geschehen. 

Am 8./9.und 16./17. Dezember 1989 

fand der Sonderparteitag statt. In für damals 

erstaunlicher Tiefe wurde die Situation 

als elementare Existenzkrise der DDR 

analysiert. Nachlesbar zum Beispiel in der 

damals gehaltenen Rede von Prof. Dr. Mi-

chael Schumann. Als Hauptursache für die 

Entfremdung der Bevölkerung von 

der Politik der SED und des Staates 

wurde der von der SED betriebene 

Machtmissbrauch – orientiert an 

stalinistischen Leitbildern – be-

nannt. Der neue Parteivorsitzen-

de Gregor Gysi entwickelte ein 

alternatives Sofortprogramm 

zur innerparteilichen Demo-

kratisierung und demokrati-

schen Entwicklung auf dem Boden 

der DDR. Damit – einschließlich der Absage 

an den demokratischen Zentralismus, den 

Klassencharakter der Partei und an ihren 

Führungsanspruch – wurde im Dezember 

1989 der Gründungskonsens der späteren 

PDS formuliert. Somit war im Dezember 

1989 der zweite entscheidende Schritt auf 

dem Weg zur PDS vollzogen.

Erst jetzt konnte die SED/PDS als Gan-

zes das werden, was viele ihrer Mitglieder 

längst waren – nämlich aktive Mitgestalter 

beim Versuch der Demokratisierung und 

sozialen Festigung der DDR. Die über allem 

schwebende Frage, nämlich soll die SED 

aufgelöst werden oder kann sie sich zur 

PDS erneuern, wurde zugunsten einer Par-

tei des Demokratischen Sozialismus (PDS) 

beantwortet. Mitte Februar 1990 wurden 

dafür auf einer Delegiertenkonferenz auch 

in der Berliner Bezirksorganisation konkrete 

Weichen gestellt.

n Peter-Rudolf Zotl

(Die ausführlichen Erinnerungen von Peter-

Rudolf Zotl an die Berliner PDS im Wende-

jahr 1989/1990 können unter www.zotl.de 

nachgelesen werden.)

Termine:

Impressum:
Landesvorstand PDS Berlin
Karl-Liebknecht-Haus
Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin
Tel. 24 00 93 01, Fax: 24 00 92 60
E-Mail: lv@pds-berlin.de
V. i. S. d. P.: Annegret Gabelin
Titel & Gestaltung: www.WARENFORM.net
Druck: www.druckerei-bunterhund.de
Redaktionsschluss: 25. 11. 2004

w
w

w
.p

ds
-b

er
lin

.d
e

... und hoffen auf die Unterstützung der Berlinerinnen und Berliner

7. Dezember
Reihe „Sozialismus als Zukunftsprojekt“
Imperialismustheorien und sozialisti-
sche Perspektive – zu linker Politika-
nalyse in Zeiten der Globalisierung
Referat: Dr. Stefan Bollinger, 
Moderation: Prof. Dr. Harald Neubert
Veranstaltung von „Helle Panke“
Eintritt: 1,50 Euro
19 Uhr, Berlin-Prenzlauer Berg, 
Kopenhagener Str. 9

8. Dezember
Chat mit Petra Pau zu den Themen 
„Agenda 2010“ und 
„Rechtsextremismus“
ab 19 Uhr auf www.dol2day.com

9. und 10. Dezember
Im Spannungsfeld von gesellschaftli-
chen Konflikten und politischer Identität 
– 15 Jahre PDS
n 9.12.2004, 18 Uhr, u. a. Podium der 
Parteivorsitzenden und Podium von Jour-
nalisten
n 10.12.2004, 9 Uhr – Die PDS – Aufbruch 
im Dezember (Videoeinspiel über den 
Außerordentlichen Parteitag vom Dezember 
1989 und Gespräch), 10.30 Uhr – Die PDS 
– Politik und Organisation, 13.30 Uhr – Die 
PDS und die Intellektuellen,, 15.30 Uhr – Die 
PDS – Zwischen Vergangenheit und Zukunft

Konferenz der Rosa-Luxemburg-Stiftung
RLS, Konferenzraum, Franz-Mehring-Platz 1
Anmeldung erbeten unter Tel. 44 310 139 
oder er E-Mail: siebeck@rosalux.de

13. Dezember
Wer will (sich) schon integrieren?
Die „verweigerte“ Integration am Beispiel 
Berlin-Neukölln
Diskussion mit Heinz Buschkowsky (Bezirks-
bürgermeister Neukölln, SPD), Evrim
Baba (MdA, PDS), Günter Piening (Be-
auftragter des Senats für Integration und 
Migration), Dr. Dorothea Kolland (Mitglied der 
Bürgerstiftung Neukölln i. G.)
19 Uhr, Rathaus Neukölln, Berlin-Neukölln, 
Karl-Marx-Str. 83

14. Dezember
Der Kampf gegen den internationalen 
Terrorismus – deutsche und russische 
Sichtweisen
Gespräch mit Vladimir Kotenev (Botschafter 
Russlands), Lothar Bisky (PDS-Vorsitzender), 
Petra Pau (MdB, PDS)
18 Uhr, Rosa-Luxemburg-Stiftung, Konfe-
renzraum, Friedrichshain, Franz-Mehring-
Platz 1

15. Dezember
Reihe Frauenblick GRENZENLOS
Nein zur Zwangsverheiratung
16 Uhr, Abgeordnetenhaus von Berlin, 
Berlin-Mitte, Niederkirchnerstr. 5

Am 9. Januar nach Friedrichsfelde 

Mut zur Kooperation
Was wird aus den kommunalen 
Kitas?

Die PDS hat in den Koalitionsverhandlun-
gen durchgesetzt, dass ein Drittel der öf-
fentlichen Kitas nicht an freie Träger geht. 
Das ist für uns eine Frage der öffentlichen 
Daseinsvorsorge. Zugleich müssen die 
kommunalen Kitas aber auch leistungsfä-
higer werden und den schweren Ballast 
öffentlicher Verwaltung verringern, den sie 
bisher in erheblichem Umfang mitfinan-
zieren. Dieses Geld fehlt nämlich in den 
Einrichtungen.
Deshalb wurde entschieden, die verblei-
benden bezirklichen Kitas im nächsten 
Jahr in kommunale Eigenbetriebe zu 
überführen. Diese Rechtsform entlastet 
die Kitas finanziell, bringt sie aber auch 
in unmittelbare Konkurrenz zu den freien 
Trägern und kann für unrentable und 
unattraktive öffentliche Kitabetriebe auch 
das Aus bedeuten. Je kleiner ein Betrieb 
ist, desto größer ist die Gefahr, dass er 
scheitert. Dies wäre nicht in unserem Sin-
ne. Dennoch haben sich bisher lediglich 
zwei Bezirke, Mitte und Friedrichshain-
Kreuzberg, für einen Zusammenschluss 
über Bezirksgrenzen hinweg entschieden. 
In vielen Bezirken laufen die Diskussionen 
vor allem um Kompetenzen, Zuständigkei-
ten und Einfluss. Wenn die Landesebene 
nun deutlichere Worte an die Bezirke 
richtet, dann mit dem Ziel, zu kooperativen 
Lösungen zu gelangen und damit das 
wirtschaftliche Überleben des öffentlichen 
Kitabereichs langfristig zu sichern. Koope-
ration und Größe bedeuten politische und 
wirtschaftliche Stabilität für die öffentlichen 
Kitas – und das ist die Überwindung von 
bezirklichen Eigeninteressen allemal wert.

n Carl Wechselberg,
MdA

Wir haben noch viel vor ...

2004 war für die PDS in Berlin ein wich-
tiges Jahr. Wir haben Halbzeitbilanz un-
seres Regierungshandelns gezogen und 
erfahren, dass das, was wir in der Stadt 
leisten, zunehmend auf Zustimmung und 
Unterstützung stößt. Nicht nur die Umfra-
gewerte der PDS liegen in der Stadt stabil 
bei etwa 15 Prozent. Zuspruch erhielten 
wir als Abgeordnete auch bei Wahlkreis-
besuchen, bei Personalversammlungen 
oder in Diskussionsveranstaltungen. Wir 
wissen, dass wir mit unserem Anspruch, 
den Landeshaushalt in Ordnung zu 
bringen, den Berlinerinnen und Berlinern 
viel abverlangen. Aber wir sind auf einem 
richtigen Weg. Erstmals seit 1991 wird die 
Stadt einen ausgeglichenen Jahreshaus-
halt vorlegen können, es werden deutlich 
weniger Schulden gemacht als erwartet.  
Doch nicht nur Sparzwänge haben unsere 
Politik 2004 geprägt. Wir haben auf unse-
rer Klausur im Herbst in Szczecin darge-
stellt, mit welchen Vorhaben wir bis 2006 
und darüber hinaus die Stadt voranbrin-
gen wollen. Berlin soll mit uns eine Stadt 
werden, bei der arme und reiche Kieze 
nicht weiter auseinanderdriften, eine Stadt, 
die geprägt ist von mehr Mitbestimmung 
der Bürger und Transparenz in Politik und 
den Unternehmen des Landes. Berlins 
Zukunftschancen sehen wir mit Blick auf 
Ost- und Mitteleuropa und in der Nutzung 
ihrer Potenziale als Stadt des Wissens.
Gemeinsam mit unserem Koalitionspart-
ner haben wir dafür z. B. im Bildungsbe-
reich, in Schulen und der Kita-Landschaft 
Veränderungen beschlossen, wie sie die 

Stadt seit der Wende 1989 nicht kannte. 
Bundesweit erfährt das gerade nach den 
jüngsten PISA-Ergebnissen große Aner-
kennung. Allerdings droht vieles vor Ort 
genau ins Gegenteil umzuschlagen. Es 
gibt Unruhe, Ärger und Durcheinander, die 
sich die Bildungsverwaltung hätte sparen 
können, wenn es mehr Einbeziehung 
und Aufklärung der Betroffenen gege-
ben hätte. In guter Zusammenarbeit mit 
den Bezirken setzen wir darauf, dass die 
Veränderungen im vor uns liegenden Jahr 
gemeistert werden. 
2005 wird auch das Jahr sein, in dem wir 
die Auswirkungen der rot-grünen Ent-
scheidungen auf Bundesebene spüren 
werden. Die PDS hat auch in Berlin gegen 
die unsozialen Auswirkungen der Hartz-
Gesetze demonstriert. Verhindern konn-
ten die Proteste Hartz nicht, aber es ist 
unsere Aufgabe, die Gesetze im Interesse 
der Betroffene umzusetzen. 
Zudem gibt es im kommenden Jahr 
wichtige Termine, etwa den 60. Jahrestag 
der Befreiung vom Hitlerfaschismus. Wir 
arbeiten bereits seit einiger Zeit daran, 
dass dieser in Berlin nicht nur würdig 
begangen wird. Wir setzen uns auch dafür 
ein, dass der 8. Mai zum Gedenktag wird. 
Ein arbeitsreiches Jahr liegt vor uns.
Für unsere Vorhaben erhoffen wir uns 
auch weiterhin viel Unterstützung. Ich 
wünsche allen Leserinnen und Lesern der 
landesinfo für 2005 alles Gute.

n Stefan Liebich,
Fraktions- und Landesvorsitzender

Die PDS Berlin ruft auf zum ehrenden Gedenken an Rosa Luxemburg und Karl-Liebknecht
am 9. Januar 2005, 9–13 Uhr, Gedenkstätte der Sozialisten in Berlin-Friedrichsfelde
In diesem Jahr mit dabei: Vertreterinnen und Vertreter der Europäischen Linkspartei, 
die sich zu einem zweitägigen Treffen in Berlin aufhalten
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25. 11. 2004, internationaler Aktionstag gegen Gewalt an Frauen: Frauen-Senator Harald Wolf und Be-
zirksbürgermeisterin Cornelia Reinauer (beide PDS) verkaufen in einer Friedrichshainer Kaufhalle Schrip-
pen. Aufschrift: „Gewalt kommt nicht in die Tüte“. Harald Wolf: „Das Thema muss öffentlich werden!“

zu Rosa und Karl!





Thema: Bundestag:

Landesinfo / Dezember 2004 Landesinfo / Dezember 2004

Bundestagsbüro
Dr. Gesine Lötzsch 
2. Obergeschoss
Ahrenshooper Str. 5
13051 Berlin
Tel  (0 30) 99 27 07 25
Fax (0 30) 99 27 07 26
wahlkreis@gesine-
loetzsch.de
www.gesine-loetzsch.de
Bürgersprechstunde:
14. 12. 2004, 17–18 Uhr
11. 01. 2005, 17–18 Uhr

Wahlkreisbüro
Petra Pau
Henny-Porten-Str. 10–12
12627 Berlin
Tel. (0 30) 99 28 93 80
Fax (0 30) 99 28 93 81
petra.pau@wk.bundestag.de
www.petra-pau.de
Bürgersprechstunde:
08. 12. 2004, 10–12 Uhr
12. 01. 2005, 10–12 Uhr

In Kürze:Ab 1. Januar gibt’s mehr Geld!
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Steuersenkung erhöht Einnahmen für Schwerverdiener 
– PDS will umsteuern

Warnung vor Angstdebatten
Die PDS-Fraktion hat in der 
aktuellen Islamismus-Debatte 
mehr Sachlichkeit angemahnt. 
Probleme, die es in Bezug auf 
den Islam in der Stadt gibt, 
ließen sich nicht durch Angst-
debatten lösen. Mehr erreicht 
werden könne aber durch 
Antidiskriminierungs- und 
Integrationsmaßnahmen, wie 
sie die Koalition im Zusam-
menhang mit dem Neutralitäts-
gesetz, das in Berlin anders 
als in anderen Bundesländern 
kein Kopftuchverbotsgesetz ist, 
vorgeschlagen hat. Dazu zähle 
für die PDS-Fraktion neben der 
Einrichtung des Arbeitskreises 
„Islam und Schule“ auch, ein 
weiteres soziales Auseinan-
derdriften von Stadtteilen zu 
verhindern. Dazu sollte Berlin 
zum Beispiel Fördermittel in 
den Kiezen konzentrieren, wo 
die Probleme am größten sind.

Berliner Haushalt geht es 
besser 
Berlin bringt seinen Haushalt 
offensichtlich schneller und 
nachhaltiger in Ordnung als 
erwartet. Dies geht aus einem 
Statusbericht hervor, den der 
Senat Ende November verab-
schiedete. Danach wird zum 
Jahresende das Primärdefizit 
gegenüber den Planungen 
nicht nur um 400 Mio. Euro 
geringer ausfallen, auch die 
Nettoneuverschuldung kann 
wahrscheinlich um 600 Mio. 
Euro mehr als geplant gesenkt 
werden. Erstmals seit 1991 
könnte ein Haushaltsjahr in 
Berlin ohne Defizit abgeschlos-
sen werden. Die PDS-Fraktion 
unterstrich, dass die Koalition 
damit allen Verpflichtungen 
gegenüber dem Bund und den 
anderen Ländern umfassend 
nachkomme. Der Sanierungs-
kurs zahle sich aus.

PDS offen für Tarifgesprä-
che mit GEW
Die GEW möchte mit dem Se-
nat über einen Tarifvertrag für 
die angestellten Lehrer verhan-
deln. Signale, die Gespräche 
zu unterstützen, kommen von 
der Berliner PDS. Der Abge-
ordnete Marian Krüger äußer-
te, dass es zwar ungewöhnlich 
wäre, auf der einen Seite die 
Abwahl des rot-roten Senats zu 
verlangen und auf der anderen 
Seite mit ihm in Verhandlungen 
treten zu wollen. Es sei aber 
im Interesse des Landes eine 
Lösung zu finden.

Über Demokratie, über Teilhabe und Trans-
parenz lässt sich gut reden. Praktisch wird es 
schwieriger. Wir kennen das aus der Bundespo-
litik, die sich noch immer weigert, einen Volks-
entscheid über die EU-Verfassung zuzulassen.

Aber auch auf Landesebene versperren 
etliche Hürden bessere Wege. Wir wollen sie 
wegräumen, zumindest niedriger drücken. Das 
wird ein wichtiger Schwerpunkt der Berliner PDS 
bis 2006 sein. Dazu gibt es Parteitagsbeschlüs-
se, daran wird in der Fraktion im Abgeordneten-
haus gearbeitet.

Dabei geht es um ein weites Feld, wie es so 
schön heißt, und um viel Unkraut. Nehmen wir 
nur die öffentlichen Betriebe, allen voran den 
nachwirkenden Berliner Bankenskandal. Er 
konnte auch deshalb wuchern, weil viel zu vieles 
im Trüben geschah. 

Inzwischen hat das Parlament auf Vorschlag 
der PDS beschlossen, die Gehälter von Vor-
ständen und Aufsichtsräten offen zu legen, die 
Wirtschaftsprüfung zu verbessern und Verant-
wortliche für ihr Tun haftbar zu machen. Das ist 
politische Absicht, aber es ist noch keine Praxis. 
Nun ist der Senat am Zuge.

Wir wollen ein Korruptionsregister. Mit ihm soll 
nachvollziehbar werden, wer gegen Regeln ver-
stößt, zum eigenen Vorteil, gegen die Interessen 
Berlins. So kann auch die öffentliche Auftragsver-
gabe überschaubarer werden. Und wir haben die 
parlamentarische Kontrolle von Berliner Unter-
nehmen und ihren Beteiligungen über einen 
Extra-Ausschuss erhöht. Das war bitter nötig.

„Mehr Demokratie“ hat aber noch weitere 
Facetten. Wir wollen Bürgerentscheide in den 
Bezirken einführen und wir wollen das Wahl-
alter für die Bezirksverordnetenversamm-
lungen auf 16 Jahre senken. Entsprechende 
Gesetze sind vorbereitet. Aber, wie immer, 
wenn es um Verfassungsfragen geht: Wir 
brauchen eine große, eine Zweidrittel-Mehr-
heit im Abgeordnetenhaus, also Zustimmung 
von der SPD bis in die CDU hinein. Auch 
deshalb muss „mehr Demokratie“ ein öffentli-
ches, ein Stadtthema werden.

Dazu gehören auch die so genannten 
Bürgerhaushalte. Haushalte gelten als in 
Zahlen gegossene Politik. Sie sind komplex, 
oft schwer durchschaubar, wie das gern 
zitierte Buch mit sieben Siegeln. In Lichten-
berg und in anderen Bezirken sammeln wir 
derzeit Erfahrungen mit Haushaltsplänen, die 
nicht nur von Experten, nicht nur von Verord-
neten, sondern gemeinsam mit Bürgerinnen 
und Bürgern erarbeitet werden.

Mehr Demokratie, mehr Transparenz sind 
keine Spielwiesen. Sie sind prägend für sozi-
alistische Politik und sie sind wichtige Hebel 
gegen tatsächliche oder gefühlte Verdros-
senheit, nicht zuletzt auch gegen rechtsext-
reme Auswüchse.

n Klaus Lederer, 
MdA und stellv. Landesvorsitzender

Mehr Geld? Für wen denn? Zum Beispiel 
für die Unternehmensberater Roland Berger 
und Wolfgang Berghofer oder den Chef des 
TUI-Touristikkonzerns Frenzel. Er wird zu 
seiner jährlichen Vergütung von 1,9 Millionen 
Euro (2003) 55.000 Euro zusätzlich bekom-
men. Das bewirkt die Absenkung des Höchst-
steuersatzes von 45 auf 42 Prozent. Diese 
Steuersenkung wird genau an dem Tag wirk-
sam, an dem Tausende aufgrund von Hartz IV 
empfindliche Einbußen hinnehmen müssen.

Das Steuersystem eines Landes entschei-
det über die Lebensqualität seiner Bürger. Die 
Kassen von Ländern und Kommunen sind 
leer. Die Fraktionen von CDU/CSU und FDP 
wollen gegen den Bundeshaushalt von Hans 
Eichel klagen. Ihrer Meinung nach ist es nur 
durch einen Trick gelungen, die Höhe der Neu-
verschuldung unter der Höhe der Investitionen 
zu halten. Andererseits verlangen gerade 
CDU/CSU und insbesondere die FDP ständig 
neue Steuersenkungen. Ein Teufelskreis?

Die PDS hat Initiativen für eine andere 
Politik vorgelegt. Ein Baustein ist „Umsteuern“, 
ein Konzept zur Reform des Steuersystems. 
Es soll Schluss damit sein, dass sich der Staat 
selbst arm spart und immer mehr Sozialleis-
tungen kürzt. Zugleich wollen wir die Steuer-
last gerechter verteilen.

Wie soll das funktionieren? Vor allem muss 
die Grundlage für die Berechnung von Steuern 
verbreitert werden. Jeder Arbeitnehmer, ob er will 
oder nicht, zahlt Monat für Monat an den Fiskus. 
Viele Unternehmen entziehen sich dieser Ver-
pflichtung. Die aus Steuermitteln finanzierte In-
frastruktur der Bundesrepublik nehmen sie gern 
in Anspruch. Statt aber selbst etwas dazu beizu-
tragen, transferieren sie ihre Gewinne lieber ins 
Ausland und sparen sich das Steuerzahlen. Der 
Anteil des Kapitals am Gesamtsteueraufkommen 
in Deutschland ist von 34,7 Prozent im Jahr 1960 
auf 12,2 Prozent im Jahr 2002 gesunken.

Nehmen wir ein konkretes Unternehmen als 
Beispiel: Bayer. Ein früherer Chef der Bayer-
Steuerabteilung, Heribert Zitzelsberger, wechsel-
te 1999 als Staatssekretär ins Finanzministerium 
und entwickelte dort eine Steuerreform. In deren 
Ergebnis konnte Bayer seine Gewerbesteuer-
leistung am Sitz der Firmenzentrale nicht nur auf 
null verringern. Zusätzlich erhielt der Chemie- 
und Pharmakonzern vom Staat eine Steuer-
rückvergütung in Höhe von 250 Millionen Euro. 
An seine Aktionäre konnte Bayer dann mehr als 
eine Milliarde Euro ausschütten. (Siehe Weiss/
Schmiederer: Asoziale Marktwirtschaft)

Das PDS-Konzept „Umsteuern“ schiebt einem 
solchen Griff in die Staatskasse einen Riegel vor.

n Gesine Lötzsch, MdB
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Die PDS bekräftigt ihre Forderung: Volksabstimmung 
über die künftige EU-Verfassung, auch in Deutschland. 
Der Vorschlag: am 8. Mai 2005, EU-weit. Dazu müssen 

allerdings der Widerstand der CDU/CSU gebrochen 
und vom Bundestag mit Zweidrittel-Mehrheit das 
Grundgesetz geändert werden.

EU-Plebiszit am 8. Mai 2005

Mehr Demokratie kontra Verdrossenheit
Von Korruptionsregister über Bürgerhaushalt bis Wahlalter 16

Militäreinsätze
Seit 1998 wurde im Bundestag 
42 Mal über Militäreinsätze 
der Bundeswehr abgestimmt, 
allein in diesem November 
wieder zweifach. Nur die PDS 
votierte durchgängig mit Nein.

Bombodrom
Verteidigungsminister Struck 
will 105 Standorte der Bun-
deswehr schließen. Petra 
Pau erinnerte im Bundestag 
daran, dass im Gegenzug 
auch Standorte in Betrieb 
genommen werden, gegen 
den Willen der betroffenen 
Regionen, zum Beispiel das 
„Bombodrom“ in der Kyritz-
Ruppiner Heide.

Wehretat
In der Haushaltsdebatte des 
Bundestages rechnete Petra 
Pau hoch: „Würde Rot-Grün 
lediglich auf die Umrüstung 
der Bundeswehr zur Interven-
tionsarmee verzichten, dann 
würden allein 2005 ca. 600 
Millionen Euro für Besseres 
frei, zum Beispiel für 
Entwicklungshilfe.“

Frauen im Netz:

ì www.gesine-loetzsch.de 
ì www.petra-pau.de

Eine Woche lang bot die Bundestagskantine Prignitzer Spezialitäten feil. Der PDS im Bundestag überreichte 
der Wirt vom „Dörpkrog an Diek“ aus Abbendorf einen Extra-Präsentkorb.




